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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1983 Ausgegeben am 10. Juni 1983 124. Stück

3 0 5 . Abkommen zwischen der Republik Österreich und Spanien über Soziale Sicherheit samt Schlußpro-
tokoll
(NR: GP XV RV 920 AB 1012 S. 107. BR: AB 2490 S. 421.)

306 . Vereinbarung zur Durchführung des Abkommens zwischen der Republik Österreich und Spanien
über Soziale Sicherheit samt Anlage

305.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Schlußprotokoll wird genehmigt.

ABKOMMEN
ZWISCHEN DER REPUBLIK

ÖSTERREICH UND SPANIEN ÜBER
SOZIALE SICHERHEIT

Die Republik Österreich und Spanien

von dem Wunsche geleitet, die gegenseitigen
Beziehungen auf dem Gebiet der Sozialen Sicher-
heit zu fördern und mit der Rechtsentwicklung in
Einklang zu bringen,

sind übereingekommen, folgendes Abkommen,
das an die Stelle des Abkommens vom 23. Oktober
1969 *) in der Fassung des Zusatzabkommens vom
14. November 1979 **) treten soll, zu schließen:

ABSCHNITT I

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1

(1) In diesem Abkommen bedeuten die Aus-
drücke

1. „Österreich" die Republik Österreich,
„Spanien" den Spanischen Staat;

2. „Gebiet"
in bezug auf Österreich dessen Bundesge-
biet, in bezug auf Spanien dessen Hoheitsge-
biet;

3. „Staatsangehöriger"
in bezug auf Österreich dessen Staatsbürger,
in bezug auf Spanien dessen Staatsbürger;

4. „Rechtsvorschriften"
die Gesetze, Verordnungen und Satzungen,
die sich auf die im Artikel 2 Absatz 1
bezeichneten Zweige der Sozialen Sicherheit
beziehen;

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 358/1970
•») Kundgemacht in BGBl. Nr. 90/1981
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5. „zuständige Behörde"
in bezug auf Österreich den Bundesminister
für soziale Verwaltung, hinsichtlich der
Familienbeihilfen den Bundesminister für
Finanzen, in bezug auf Spanien den Minister
für Arbeit, Gesundheit und Soziale Sicher-
heit;

6. „Träger"
die Einrichtung oder die Behörde, der die
Anwendung der im Artikel 2 Absatz 1
bezeichneten Rechtsvorschriften oder eines
Teiles davon obliegt;

7. „zuständiger Träger"
den nach den anzuwendenden Rechtsvor-
schriften zuständigen Träger;

8. „Familienangehöriger"
einen Familienangehörigen nach den Rechts-
vorschriften des Vertragsstaates, in dem der
Träger, zu dessen Lasten die Leistungen zu
gewähren sind, seinen Sitz hat;

9. „Geldleistung", „Pension" oder „Rente"

eine Geldleistung, Pension oder Rente ein-
schließlich aller ihrer Teile aus öffentlichen
Mitteln, aller Zuschläge, Anpassungsbeträge,
Zulagen sowie Kapitalabfindungen;

10. „Familienbeihilfen"
in bezug auf Österreich die Familienbeihilfe,
in bezug auf Spanien die Leistungen für den
Familienschutz.

(2) In diesem Abkommen haben andere Aus-
drücke die Bedeutung, die ihnen nach den betref-
fenden Rechtsvorschriften zukommt.

Artikel 2

(1) Dieses Abkommen bezieht sich
1. in Österreich auf die Rechtsvorschriften über

a) die Krankenversicherung,
b) die Unfallversicherung,
c) die Pensionsversicherung,
d) die Arbeitslosenversicherung,
e) die Familienbeihilfen;

2. in Spanien
a) auf die Rechtsvorschriften des Allgemei-

nen Systems der Sozialen Sicherheit betref-
fend
aa) Mutterschaft, Krankheit einschließlich

Berufskrankheit, vorübergehende
Arbeitsunfähigkeit sowie Betriebsun-
fälle und Nichtbetriebsunfälle,

bb) vorläufige und dauernde Invalidität,
cc) Alter, Tod und Hinterbliebene,
dd) Arbeitslosigkeit,
ee) Schutz der Familie;

b) auf die Rechtsvorschriften betreffend die
Sondersysteme für
aa) die Landwirtschaft,
bb) Seeleute,
cc) den Kohlenbergbau,
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dd) Eisenbahnbedienstete,
ee) Hausangestellte,
ff) selbständig Erwerbstätige,

gg) Handelsvertreter,
hh) Künstler,

ii) Schriftsteller,
jj) Stierkämpfer,

kk) Berufsfußballspieler,
ll) Schüler und Studenten.

(2) Dieses Abkommen bezieht sich auch auf alle
Rechtsvorschriften, welche die im Absatz 1
bezeichneten Rechtsvorschriften zusammenfassen,
ändern oder ergänzen.

(3) Dieses Abkommen bezieht sich nicht auf
Rechtsvorschriften über ein neues System oder
einen neuen Zweig der Sozialen Sicherheit.

(4) Rechtsvorschriften, die sich aus Übereinkom-
men mit dritten Staaten oder aus überstaatlichem
Recht ergeben, sind bei Anwendung dieses Abkom-
mens nicht zu berücksichtigen.

Artikel 3

Dieses Abkommen gilt, soweit es nichts anderes
bestimmt, für Personen, die den im Artikel 2
Absatz 1 bezeichneten Rechtsvorschriften unterlie-
gen oder unterlagen, sowie für ihre Familienange-
hörigen und Hinterbliebenen.

Artikel 4

Bei Anwendung der Rechtsvorschriften eines
Vertragsstaates stehen, soweit dieses Abkommen
nichts anderes bestimmt, dessen Staatsangehörigen
gleich:

a) Staatsangehörige des anderen Vertragsstaa-
tes,

b) Flüchtlinge im Sinne der Konvention über die
Rechtsstellung der Flüchtlinge vom 28. Juli
1951*) und des Protokolls vom 31. Jänner
1967 **) hiezu, die sich im Gebiet eines
Vertragsstaates gewöhnlich aufhalten.

Artikel 5

Pensionen, Renten und andere Geldleistungen
mit Ausnahme der Geldleistungen bei Arbeitslosig-
keit, die einer im Artikel 4 bezeichneten Person
oder deren Hinterbliebenen nach den Rechtsvor-
schriften eines Vertragsstaates gebühren, sind,
soweit dieses Abkommen nichts anderes bestimmt,
auch bei Aufenthalt des Berechtigten im Gebiet des
anderen Vertragsstaates zu zahlen.

ABSCHNITT II
BESTIMMUNGEN ÜBER DIE

ANZUWENDENDEN
RECHTSVORSCHRIFTEN

Artikel 6
Soweit die Artikel 7 und 8 nichts anderes bestim-

men, gelten für einen Erwerbstätigen die Rechts-

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 55/1955
••) Kundgemacht in BGBl. Nr. 78/1974
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Vorschriften des Vertragsstaates, in dessen Gebiet
die Erwerbstätigkeit ausgeübt wird. Dies gilt bei
Ausübung einer unselbständigen Erwerbstätigkeit
auch dann, wenn sich der Wohnort des Dienstneh-
mers oder der Sitz seines Dienstgebers im Gebiet
des anderen Vertragsstaates befindet.

Artikel 7

(1) Wird ein Dienstnehmer, der im Gebiet eines
Vertragsstaates von einem Unternehmen beschäf-
tigt wird, von diesem Unternehmen zur Ausfüh-
rung einer Arbeit für dessen Rechnung in das
Gebiet des anderen Vertragsstaates entsendet, so
gelten bis zum Ende des 24. Kalendermonats nach
dieser Entsendung die Rechtsvorschriften des
ersten Vertragsstaates so weiter, als wäre er in des-
sen Gebiet beschäftigt.

(2) Wird ein Dienstnehmer eines Luftfahrtunter-
nehmens mit dem Sitz im Gebiet eines Vertrags-
staates aus dessen. Gebiet in das Gebiet des anderen
Vertragsstaates entsendet, so gelten die Rechtsvor-
schriften des ersten Vertragsstaates so weiter, als
wäre er in dessen Gebiet beschäftigt.

(3) Für die Besatzung eines Seeschiffes sowie
andere nicht nur vorübergehend auf einem See-
schiff beschäftigte Personen gelten die Rechtsvor-
schriften des Vertragsstaates, dessen Flagge das
Schiff führt. Für Erwerbstätige, die gewöhnlich
innerhalb der Hoheitsgewässer oder im Hafen
eines Vertragsstaates an Bord eines die Flagge des
anderen Vertragsstaates führenden Schiffes tätig
sind, ohne zur Besatzung dieses Schiffes zu gehö-
ren, gelten die Rechtsvorschriften des anderen Ver-
tragsstaates.

Artikel 8

Für Diplomaten und Berufskonsuln und für das
Verwaltungs- und technische Personal der von
Diplomaten und Berufskonsuln geleiteten Vertre-
tungsbehörden sowie für Mitglieder des dienstli-
chen Hauspersonals dieser Vertretungsbehörden
und für die ausschließlich bei Diplomaten, Berufs-
konsuln und Mitgliedern der von Berufskonsuln
geleiteten Vertretungsbehörden beschäftigten pri-
vaten Hausangestellten gelten, soweit dieser Perso-
nenkreis in der Wiener Konvention über diplomati-
sche Beziehungen beziehungsweise in der Wiener
Konvention über konsularische Beziehungen erfaßt
ist, die Bestimmungen dieser Konventionen.

Artikel 9

Auf gemeinsamen Antrag des Dienstnehmers und
des Dienstgebers oder auf Antrag sonstiger Er-
werbstätiger kann die zuständige Behörde des Ver-
tragsstaates, dessen Rechtsvorschriften nach den
Artikeln 6 bis 8 anzuwenden wären, die Befreiung
von diesen Rechtsvorschriften zulassen, wenn die in
Betracht kommende Person den Rechtsvorschriften
des anderen Vertragsstaates unterstellt wird. Bei
der Entscheidung ist auf die Art und die Umstände
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der Erwerbstätigkeit Bedacht zu nehmen. Vor der
Entscheidung ist der zuständigen Behörde des
anderen Vertragsstaates Gelegenheit zur Stellung-
nahme zu geben. Ist der Dienstnehmer nicht in des-
sen Gebiet beschäftigt, so ist er so zu behandeln, als
wäre er in diesem Gebiet beschäftigt.

ABSCHNITT III

BESONDERE BESTIMMUNGEN

K a p i t e l 1
L e i s t u n g e n b e i K r a n k h e i t ,

M u t t e r s c h a f t u n d T o d ( S t e r b e g e l d )

Artikel 10
Hat eine Person nach den Rechtsvorschriften

beider Vertragsstaaten Versicherungszeiten erwor-
ben, so sind diese für den Erwerb eines Leistungs-
anspruches zusammenzurechnen, soweit sie nicht
auf dieselbe Zeit entfallen.

Artikel 11
(1) Hat eine Person nach den Rechtsvorschriften

eines Vertragsstaates Anspruch auf Sachleistungen,
so erhält sie bei Aufenthalt im Gebiet des anderen
Vertragsstaates zu Lasten des zuständigen Trägers
Sachleistungen vom Träger ihres Aufenthaltsortes
nach den für diesen Träger geltenden Rechtsvor-
schriften; dies gilt bei einem vorübergehenden Auf-
enthalt nur, wenn der Zustand der Person sofort
die Gewährung solcher Leistungen erforderlich
macht.

(2) Im Falle des Absatzes 1 hängt die Gewährung
von Körperersatzstücken, größeren Hilfsmitteln
und anderen Sachleistungen von erheblicher
Bedeutung davon ab, daß der zuständige Träger
hiezu seine Zustimmung gibt, es sei denn, daß die
Gewährung der Leistung nicht aufgeschoben wer-
den kann, ohne das Leben oder die Gesundheit des
Betreffenden ernsthaft zu gefährden.

(3) Im Falle des Absatzes 1 sind die Geldleistun-
gen vom zuständigen Träger nach den für ihn gel-
tenden Rechtsvorschriften zu gewähren.

(4) Die vorhergehenden Absätze sind auf Fami-
lienangehörige einer unter Absatz 1 fallenden Per-
son entsprechend anzuwenden.

Artikel 12

Wären einer Person, die sich im Gebiet eines
Vertragsstaates aufhält, nach den Rechtsvorschrif-
ten beider Vertragsstaaten Sachleistungen zu
gewähren, so ruht der Anspruch nach den Rechts-
vorschriften des anderen Vertragsstaates.

Artikel 13

(1) Auf Pensionsempfänger aus der Pensionsver-
sicherung der Vertragsstaaten sind die Rechtsvor-

190
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Schriften über die Krankenversicherung der Pensio-
nisten des Vertragsstaates anzuwenden, in dessen
Gebiet sich die Pensionsempfänger gewöhnlich auf-
halten. Dabei gilt bei Gewährung einer Pension nur
nach den Rechtsvorschriften des anderen Vertrags-
staates diese Pension als Pension nach den Rechts-
vorschriften des ersten Vertragsstaates.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Pensionswer-
ber.

Artikel 14

In den Fällen des Artikels 11 und des Artikels 13
Absatz 1 zweiter Satz werden die Leistungen
gewährt

in Österreich

von der für den Aufenthaltsort der betreffenden
Person zuständigen Gebietskrankenkasse für
Arbeiter und Angestellte,

in Spanien

von der Nationalen Anstalt für Soziale Sicher-
heit.

Artikel 15
(1) Der zuständige Träger erstattet dem Träger

des Aufenthaltsortes die nach Artikel 11 und Arti-
kel 13 Absatz 1 zweiter Satz aufgewendeten
Beträge mit Ausnahme der Verwaltungskosten.

(2) Die zuständigen Behörden können auf Vor-
schlag der beteiligten Träger zur verwaltungsmäßi-
gen Vereinfachung vereinbaren, daß für alle Fälle
oder für bestimmte Gruppen von Fällen anstelle
von Einzelabrechnungen Pauschalzahlungen tre-
ten.

Kapitel 2

L e i s t u n g e n b e i A l t e r , I n v a l i d i t ä t
u n d a n H i n t e r b l i e b e n e

Artikel 16

Hat eine Person nach den Rechtsvorschriften
beider Vertragsstaaten Versicherungszeiten erwor-
ben, so sind diese für den Erwerb eines Leistungs-
anspruches zusammenzurechnen, soweit sie nicht
auf dieselbe Zeit entfallen.

Artikel 17
(1) Beanspruchen eine Person, die nach den

Rechtsvorschriften beider Vertragsstaaten Versi-
cherungszeiten erworben hat, oder ihre Hinterblie-
benen Leistungen, so hat der zuständige Träger die
Leistungen auf folgende Weise festzustellen:

a) Der Träger hat nach den von ihm anzuwen-
denden Rechtsvorschriften festzustellen, ob
die betreffende Person unter Zusammenrech-
nung der Versicherungszeiten Anspruch auf
die Leistung hat;

b) besteht ein Anspruch auf eine Leistung, so hat
der Träger zunächst den theoretischen Betrag
der Leistung zu berechnen, die zustehen
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würde, wenn alle nach den Rechtsvorschriften
der beiden Vertragsstaaten zurückgelegten
Versicherungszeiten ausschließlich nach den
für ihn geltenden Rechtsvorschriften zurück-
gelegt worden wären. Ist der Betrag der Lei-
stung von der Versicherungsdauer unabhän-
gig, so gilt dieser Betrag als theoretischer
Betrag;

c) sodann hat der Träger die geschuldete Teillei-
stung auf der Grundlage des nach Buch-
stabe b errechneten Betrages nach dem Ver-
hältnis zu berechnen, das zwischen der Dauer
der nach seinen Rechtsvorschriften zu
berücksichtigenden Versicherungszeiten und
der Gesamtdauer der nach den Rechtsvor-
schriften beider Vertragsstaaten zu berück-
sichtigenden Versicherungszeiten besteht.

(2) Erreichen die nach den Rechtsvorschriften
eines Vertragsstaates für die Berechnung der Lei-
stung zu berücksichtigenden Versicherungszeiten
insgesamt nicht zwölf Monate und besteht nach
diesen Rechtsvorschriften kein Leistungsanspruch
lediglich aufgrund dieser Zeiten, so hat der Träger
dieses Vertragsstaates keine Leistung zu gewähren;
in diesem Fall hat der Träger des anderen Vertrags-
staates die genannten Zeiten für den Erwerb eines
Leistungsanspruches und dessen Ausmaß so zu
berücksichtigen, als wären es nach den für ihn maß-
gebenden Rechtsvorschriften zurückgelegte Zeiten.

Artikel 18

Die österreichischen Träger haben die Artikel 16
und 17 nach folgenden Regeln anzuwenden:

1. Für die Feststellung der Leistungszugehörig-
keit und Leistungszuständigkeit sind nur
österreichische Versicherungszeiten zu
berücksichtigen.

2. Die Artikel 16 und 17 gelten nicht für die
Anspruchsvoraussetzungen und für die Lei-
stung des Bergmannstreuegeldes aus der
knappschaftlichen Pensionsversicherung.

3. Bei der Durchführung des Artikels 17
Absatz 1 gilt folgendes:
a) Spanische Versicherungszeiten sind ohne

Anwendung der österreichischen Rechts-
vorschriften über die Anrechenbarkeit her-
anzuziehen.

b) Als neutrale Zeiten gelten auch Zeiten,
während derer der Versicherte einen
Anspruch auf eine Pension bei Alter
beziehungsweise bei Invalidität nach den
spanischen Rechtsvorschriften hatte.

c) Die Bemessungsgrundlage ist nur aus den
österreichischen Versicherungszeiten zu
bilden.

d) Beiträge zur Höherversicherung, der
knappschaftliche Leistungszuschlag, der
Hilflosenzuschuß und die Ausgleichszu-
lage haben außer Ansatz zu bleiben.
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4. Bei der Durchführung des Artikels 17
Absatz 1 Buchstaben b und c sind sich dek-
kende Versicherungszeiten mit ihrem tatsäch-
lichen Ausmaß zu berücksichtigen.

5. Übersteigt bei der Durchführung des Arti-
kels 17 Absatz 1 Buchstabe c die Gesamtdauer
der nach den Rechtsvorschriften beider Ver-
tragsstaaten zu berücksichtigenden Versiche-
rungszeiten das nach den österreichischen
Rechtsvorschriften für die Bemessung des
Steigerungsbetrages festgelegte Höchstaus-
maß, so ist die geschuldete Teilleistung nach
dem Verhältnis zu berechnen, das zwischen
der Dauer der nach den österreichischen
Rechtsvorschriften zu berücksichtigenden
Versicherungszeiten und dem erwähnten
Höchstausmaß von Versicherungszeiten
besteht.

6. Für die Bemessung des Hilflosenzuschusses
gilt Artikel 17 Absatz 1 Buchstaben b und c;
Artikel 21 ist entsprechend anzuwenden.

7. Der nach Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe c
errechnete Betrag erhöht sich allenfalls um
Steigerungsbeträge für Beiträge zur Höher-
versicherung, den knappschaftlichen Lei-
stungszuschlag, den Hilflosenzuschuß und die
Ausgleichszulage.

8. Hängt nach den österreichischen Rechtsvor-
schriften die Gewährung von Leistungen der
knappschaftlichen Pensionsversicherung
davon ab, daß wesentlich bergmännische
Tätigkeiten im Sinne der österreichischen
Rechtsvorschriften in bestimmten Betrieben
zurückgelegt sind, so sind von den spanischen
Versicherungszeiten nur jene zu berücksichti-
gen, denen eine Beschäftigung in einem
gleichartigen Betrieb mit einer gleichartigen
Tätigkeit zugrunde liegt.

9. Sonderzahlungen gebühren im Ausmaß der
österreichischen Teilleistung; Artikel 21 ist
entsprechend anzuwenden.

Artikel 19

Die zuständigen spanischen Träger haben die
Artikel 16 und 17 nach folgenden Regeln anzuwen-
den:

1. Für die Ermittlung der Bemessungsgrundlage
für Leistungen hat der zuständige Träger die
für ihn geltenden Rechtsvorschriften anzu-
wenden.

2. Wurden während des Beitragszeitraumes, den
der Anspruchsberechtigte für die Berechnung
der Bemessungsgrundlage der Leistungen aus-
gewählt hat, zur Gänze oder teilweise Ver-
sicherungszeiten in Österreich erworben, so
bestimmt der zuständige spanische Träger
diese Bemessungsgrundlage, die nach den für
ihn maßgebenden Rechtsvorschriften wäh-
rend dieses Zeitraumes oder eines Teils davon
für Dienstnehmer derselben Berufskategorie
wie der betreffenden Person in Spanien galt
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oder gilt, oder aufgrund der Beitragsgrundla-
gen, die der Dienstnehmer gewählt hat. Die
Bemessungsgrundlage der Leistung für
Dienstnehmer darf in keinem Falle geringer
als die durchschnittliche Höhe des Mindest-
lohnes aller Berufsgruppen während des
gewählten Zeitraumes sein.

3. Treffen spanische Versicherungszeiten mit
österreichischen Versicherungszeiten zusam-
men, so sind bei Durchführung des Arti-
kels 17 Absatz 1 Buchstaben b und c aus-
schließlich die spanischen Versicherungszei-
ten zu berücksichtigen.

4. Hängt nach den spanischen Rechtsvorschrif-
ten die Gewährung bestimmter Leistungen
davon ab, daß die Versicherungszeiten in
einem Beruf zurückgelegt worden sind, für
den ein Sondersystem gilt, so werden für den
Erwerb des Anspruches auf diese Leistungen
nur die in dem entsprechenden österreichi-
schen System und die in dem gleichen Beruf
in einem anderen österreichischen . System
zurückgelegten Zeiten zusammengerechnet,
soweit sie sich nicht überschneiden.

5. Hängt der Anspruch auf eine Leistung davon
ab, daß der Dienstnehmer im Zeitpunkt des
Versicherungsfalles den spanischen Rechts-
vorschriften untersteht, so gilt diese Voraus-
setzung als erfüllt, wenn er in diesem Zeit-
punkt den österreichischen Rechtsvorschriften
untersteht oder gegebenenfalls aufgrund der
österreichischen Rechtsvorschriften Leistungs-
ansprüche geltend machen kann.

6. Der zuständige Träger kann der betreffenden
Person für die Dauer des Leistungsfeststel-
lungsverfahrens einen Vorschuß gewähren.
Die Gewährung dieses Vorschusses ist, sofern
der Anspruch dem Grunde nach feststeht, ins-
besondere von der Bedürftigkeit der betref-
fenden Person abhängig.

Artikel 20

(1) Besteht nach den Rechtsvorschriften eines
Vertragsstaates auch ohne Berücksichtigung des
Artikels 16 ein Anspruch auf Leistung, so hat der
Träger dieses Vertragsstaates die allein aufgrund
der nach den von ihm anzuwendenden Rechtsvor-
schriften zu berücksichtigenden Versicherungszei-
ten gebührende Leistung zu gewähren, solange ein
entsprechender Leistungsanspruch nach den
Rechtsvorschriften des anderen Vertragsstaates
nicht besteht.

(2) Eine nach Absatz 1 festgestellte Leistung ist
nach Artikel 17 neu festzustellen, wenn ein entspre-
chender Leistungsanspruch nach den Rechtsvor-
schriften des anderen Vertragsstaates entsteht. Die
Neufeststellung erfolgt mit Wirkung vom Tag des
Beginns der Leistung nach den Rechtsvorschriften
dieses Vertragsstaates. Die Rechtskraft früherer
Entscheidungen steht der Neufeststellung nicht ent-
gegen.
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Artikel 21

Hat eine Person nach den Rechtsvorschriften
eines Vertragsstaates auch ohne Berücksichtigung
des Artikels 16 Anspruch auf Leistung und wäre
diese höher als die Summe der nach Artikel 17
Absatz 1 Buchstabe c errechneten Leistungen, so
hat der Träger dieses Vertragsstaates seine so
berechnete Leistung, erhöht um den Unterschieds-
betrag zwischen dieser Summe und der Leistung,
die nach den von ihm anzuwendenden Rechtsvor-
schriften allein zustünde, als Teilleistung zu gewäh-
ren.

K a p i t e l 3

L e i s t u n g e n bei A r b e i t s u n f ä l l e n und
B e r u f s k r a n k h e i t e n

Artikel 22

(1) Eine Person, die wegen eines Arbeitsunfalles
oder einer Berufskrankheit Anspruch auf Sachlei-
stungen nach den Rechtsvorschriften eines Ver-
tragsstaates hat, erhält bei Aufenthalt im Gebiet des
anderen Vertragsstaates zu Lasten des zuständigen
Trägers Sachleistungen vom Träger ihres Aufent-
haltsortes nach den für diesen Träger geltenden
Rechtsvorschriften. Artikel 11 Absatz 2 gilt entspre-
chend.

(2) In den Fällen des Absatzes 1 werden die
Sachleistungen gewährt

in Österreich

von der für den Aufenthaltsort des Berechtigten
in Betracht kommenden Gebietskrankenkasse für
Arbeiter und Angestellte,

in Spanien

von der Nationalen Anstalt für Soziale Sicher-
heit.

(3) Für die Erstattung der nach Absatz 1 entstan-
denen Kosten gilt Artikel 15 entsprechend.

Artikel 23

Wäre eine Berufskrankheit nach den Rechtsvor-
schriften beider Vertragsstaaten zu entschädigen,
so sind Leistungen nur nach den Rechtsvorschriften
des Vertragsstaates zu gewähren, in dessen Gebiet
zuletzt eine Beschäftigung ausgeübt wurde, die
geeignet ist, eine solche Berufskrankheit zu verur-
sachen; hiebei ist, falls erforderlich, jede derartige
Beschäftigung im Gebiet des anderen Vertragsstaa-
tes zu berücksichtigen.
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K a p i t e l 4

L e i s t u n g e n b e i A r b e i t s l o s i g k e i t

Artikel 24

(1) Hat eine Person nach den Rechtsvorschriften
beider Vertragsstaaten Versicherungszeiten erwor-
ben, so sind diese für den Erwerb eines Leistungs-
anspruches zusammenzurechnen, soweit sie nicht
auf dieselbe Zeit entfallen.

(2) Die Anwendung des Absatzes 1 setzt voraus,
daß die betreffende Person in dem Vertragsstaat,
nach dessen Rechtsvorschriften sie die Leistung
beantragt, in den letzten zwölf Monaten vor Gel-
tendmachung des Anspruchs insgesamt vier
Wochen als Dienstnehmer beschäftigt war, es sei
denn, daß die Beschäftigung ohne Verschulden des
Dienstnehmers geendet hat.

Artikel 25

Die Bestimmungen des Artikels 24 Absatz 1 über
die Zusammenrechnung der Zeiten gelten nicht für
den Erwerb des Anspruches auf Karenzurlaubsgeld
nach den österreichischen Rechtsvorschriften.

Artikel 26

Die spanischen Dienstnehmer in Österreich
haben keinen Anspruch auf die Gewährung der
Notstandshilfe; die österreichischen Dienstnehmer
in Spanien haben keinen Anspruch auf Leistungen,
die in bestimmten Fällen zwar gewährt werden
können, auf die jedoch kein Rechtsanspruch
besteht.

Kapitel 5

F a m i l i e n b e i h i l f e n

Artikel 27

Sehen die Rechtsvorschriften eines Vertragsstaa-
tes für den Anspruch auf Familienbeihilfen eine
Wartezeit vor, so werden die in beiden Vertrags-
staaten zurückgelegten gleichartigen Zeiten zusam-
mengerechnet.

Artikel 28

(1) Anspruch auf Familienbeihilfen nach den
Rechtsvorschriften eines Vertragsstaates besteht
auch für Kinder, deren Wohnort im anderen Ver-
tragsstaat liegt.

(2) Dienstnehmer werden für den Anspruch auf
Familienbeihilfen so behandelt, als hätten sie ihren
Wohnort ausschließlich in dem Vertragsstaat, in
dem die Beschäftigung ausgeübt wird.
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(3) Dienstnehmer, die Ansprüche auf Geldlei-
stungen aus der Kranken- oder Arbeitslosenversi-
cherung eines Vertragsstaates haben, sind in bezug
auf den Anspruch auf Familienbeihilfen so zu
behandeln, als ob sie in dem Vertragsstaat, aus des-
sen Versicherung sie die Geldleistungen erhalten,
beschäftigt wären.

Artikel 29

Die Familienbeihilfen, die nach österreichischen
Rechtsvorschriften für Kinder gewährt werden, die
sich ständig in Spanien aufhalten, betragen monat-
lich 600 Schilling für jedes Kind. Dieser Betrag
erhöht oder vermindert sich um denselben Prozent-
satz, um den sich in Österreich die Familienbeihil-
fen für ein Kind jeweils nach dem 1. Jänner 1978
erhöhen oder vermindern.

Artikel 30

Die Familienbeihilfen, die nach spanischen
Rechtsvorschriften für Kinder gewährt werden,
werden in vollem Umfang auch für jene Kinder
gewährt, die sich ständig in Österreich aufhalten.

Artikel 31

Hat eine Person während eines Kalendermonates
unter Berücksichtigung dieses Abkommens für ein
Kind nacheinander die Anspruchsvoraussetzungen
nach den Rechtsvorschriften beider Vertragsstaaten
erfüllt, so gebühren Familienbeihilfen für diesen
Monat nur von dem Vertragsstaat, nach dessen
Rechtsvorschriften sie zu Beginn des Monats
gebührt haben.

Artikel 32

Besteht nach den Rechtsvorschriften beider Ver-
tragsstaaten unter Berücksichtigung dieses Abkom-
mens Anspruch auf Familienbeihilfen für ein Kind
in beiden Vertragsstaaten, so gebühren die Fami-
lienbeihilfen für dieses Kind ausschließlich nach
den Rechtsvorschriften des Vertragsstaates, in des-
sen Gebiet das Kind seinen Wohnort hat.

Artikel 33

Kinder im Sinne dieses Kapitels sind Personen,
für die nach den anzuwendenden Rechtsvorschrif-
ten Familienbeihilfen vorgesehen sind.

Artikel 34

Die Artikel 4 und 5 finden in bezug auf den
Anspruch auf Familienbeihilfen keine Anwendung.
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ABSCHNITT IV

VERSCHIEDENE BESTIMMUNGEN

Artikel 35

(1) Die zuständigen Behörden können die zur
Durchführung dieses Abkommens notwendigen
Verwaltungsmaßnahmen in einer Vereinbarung
regeln. Diese Vereinbarung kann bereits vor dem
Inkrafttreten dieses Abkommens geschlossen wer-
den, sie darf jedoch frühestens gleichzeitig mit die-
sem Abkommen in Kraft treten.

(2) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaa-
ten haben einander

a) über alle zur Anwendung dieses Abkommens
getroffenen Maßnahmen,

b) über alle die Anwendung dieses Abkommens
berührenden Änderungen ihrer Rechtsvor-
schriften

zu unterrichten.

(3) Für die Anwendung dieses Abkommens
haben die Behörden und Träger der Vertragsstaa-
ten einander zu unterstützen und wie bei der
Anwendung ihrer eigenen Rechtsvorschriften zu
handeln. Diese Amtshilfe ist kostenlos.

(4) Die Träger und Behörden der Vertragsstaa-
ten können zwecks Anwendung dieses Abkommens
miteinander sowie mit beteiligten Personen oder
deren Beauftragten unmittelbar in Verbindung tre-
ten.

(5) Die Träger, Behörden und Gerichte eines
Vertragsstaates dürfen die bei ihnen eingereichten
Anträge und sonstigen Schriftstücke nicht deshalb
zurückweisen, weil sie in der Amtssprache des
anderen Vertragsstaates abgefaßt sind.

(6) Ärztliche Untersuchungen, die in Durchfüh-
rung der Rechtsvorschriften eines Vertragsstaates
vorgenommen werden und Personen betreffen, die
sich im Gebiet des anderen Vertragsstaates aufhal-
ten, sind auf Ersuchen des zuständigen Trägers zu
dessen Lasten vom Träger des Aufenthaltsortes zu
veranlassen.

(7) Für die gerichtliche Rechtshilfe gelten die
jeweiligen auf die Rechtshilfe in bürgerlichen
Rechtssachen anwendbaren Bestimmungen.

Artikel 36

Die zuständigen Behörden haben zur Erleichte-
rung der Durchführung dieses Abkommens, insbe-
sondere zur Herstellung einer einfachen und
raschen Verbindung zwischen den beiderseits in
Betracht kommenden Trägern, Verbindungsstellen
zu errichten.

Artikel 37

(1) Jede in den Vorschriften eines Vertragsstaa-
tes vorgesehene Befreiung oder Ermäßigung von

191
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Steuern, Stempel-, Gerichts- oder Eintragungsge-
bühren für Schriftstücke oder Urkunden, die in
Anwendung dieser Rechtsvorschriften vorzulegen
sind, erstreckt sich auf die entsprechenden Schrift-
stücke und Urkunden, die in Anwendung dieses
Abkommens oder der Rechtsvorschriften des ande-
ren Vertragsstaates vorzulegen sind.

(2) Urkunden und Schriftstücke jeglicher Art, die
in Anwendung dieses Abkommens vorgelegt wer-
den müssen, bedürfen keiner Beglaubigung.

Artikel 38

(1) Anträge, Erklärungen oder Rechtsmittel, die
in Anwendung dieses Abkommens oder der Rechts-
vorschriften eines Vertragsstaates bei einer
Behörde, einem Träger oder einer sonstigen
zuständigen Einrichtung eines Vertragsstaates ein-
gereicht werden, sind als bei einer Behörde, einem
Träger oder einer sonstigen zuständigen Einrich-
tung des anderen Vertragsstaates eingereichte
Anträge, Erklärungen oder Rechtsmittel anzuse-
hen.

(2) Ein nach den Rechtsvorschriften des einen
Vertragsstaates gestellter Antrag auf eine Leistung
gilt auch als Antrag auf eine entsprechende Lei-
stung nach den Rechtsvorschriften des anderen
Vertragsstaates, die unter Berücksichtigung dieses
Abkommens in Betracht kommt; dies gilt nicht,
wenn der Antragsteller ausdrücklich beantragt, daß
die Feststellung einer nach den Rechtsvorschriften
eines Vertragsstaates erworbenen Leistung bei Alter
aufgeschoben wird.

(3) Anträge, Erklärungen oder Rechtsmittel, die
in Anwendung der Rechtsvorschriften eines Ver-
tragsstaates innerhalb einer bestimmten Frist bei
einer Behörde, einem Träger oder einer sonstigen
zuständigen Einrichtung dieses Vertragsstaates ein-
zureichen sind, können innerhalb der gleichen Frist
bei der entsprechenden Stelle des anderen Vertrags-
staates eingereicht werden.

(4) In den Fällen der Absätze 1 bis 3 hat die in
Anspruch genommene Stelle diese Anträge, Erklä-
rungen oder Rechtsmittel unverzüglich der entspre-
chenden zuständigen Stelle des anderen Vertrags-
staates zu übermitteln.

Artikel 39

(1) Die leistungspflichtigen Träger können Lei-
stungen aufgrund dieses Abkommens mit befreien-
der Wirkung in der für sie innerstaatlich maßgeben-
den Währung erbringen.

(2) Die in diesem Abkommen vorgesehenen
Erstattungen haben in der Währung des Vertrags-
staates, in dem der Träger, der die Leistungen
gewährt hat, seinen Sitz hat, zu erfolgen.
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(3) Überweisungen aufgrund dieses Abkommens
sind nach Maßgabe der Vereinbarungen vorzuneh-
men, die diesbezüglich zwischen den Vertragsstaa-
ten im Zeitpunkt der Überweisung gelten.

Artikel 40

(1) Beiträge, die einem Träger eines Vertrags-
staates geschuldet werden, können im Gebiet des
anderen Vertragsstaates nach dem Verwaltungsver-
fahren eingetrieben werden, das für die Eintreibung
der den entsprechenden Trägern dieses Vertrags-
staates geschuldeten Beiträge gilt.

(2) Absatz 1 gilt für zu Unrecht bezogene Fami-
lienbeihilfe entsprechend.

Artikel 41

(1) Hat ein Träger eines Vertragsstaates einen
Vorschuß auf eine Leistung gezahlt, so hat der Trä-
ger des anderen Vertragsstaates die auf denselben
Zeitraum entfallende Nachzahlung einer entspre-
chenden Leistung, auf die nach den Rechtsvor-
schriften dieses Vertragsstaates Anspruch besteht,
auf Ersuchen und zugunsten des erstgenannten
Trägers einzubehalten. Hat der Träger des einen
Vertragsstaates für eine Zeit, für die der Träger des
anderen Vertragsstaates nachträglich eine entspre-
chende Leistung zu erbringen hat, eine höhere als
die gebührende Leistung gezahlt, so gilt der diese
Leistung übersteigende Betrag bis zur Höhe des
nachzuzahlenden Betrages als Vorschuß im Sinne
des ersten Satzes.

(2) Hat ein Träger der Sozialhilfe eines Vertrags-
staates eine Leistung der Sozialhilfe während eines
Zeitraumes gewährt, für den nachträglich nach den
Rechtsvorschriften des anderen Vertragsstaates
Anspruch auf Geldleistungen entsteht, so hat der
zuständige Träger dieses Vertragsstaates auf Ersu-
chen und zugunsten des Trägers der Sozialhilfe die
auf den gleichen Zeitraum entfallenden Nachzah-
lungen bis zur Höhe der gezahlten Leistung der
Sozialhilfe einzubehalten, als handelte es sich um
eine vom Träger der Sozialhilfe des letzteren Ver-
tragsstaates gezahlte Leistung der Sozialhilfe.

Artikel 42

Hat eine Person, die nach den Rechtsvorschrif-
ten eines Vertragsstaates Leistungen für einen
Schaden zu erhalten hat, der im Gebiet des anderen
Vertragsstaates eingetreten ist, nach dessen Vor-
schriften gegen einen Dritten Anspruch auf Ersatz
des Schadens, so geht der Ersatzanspruch auf den
Träger des ersten Vertragsstaates nach den für ihn
geltenden Rechtsvorschriften über.
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Artikel 43

(1) Jede Streitigkeit zwischen den beiden Ver-
tragsstaaten über die Auslegung oder Anwendung
dieses Abkommens ist zum Gegenstand unmittelba-
rer Verhandlungen zwischen den zuständigen
Behörden der beiden Vertragsstaaten zu machen.

(2) Kann die Streitigkeit auf diese Art nicht
innerhalb von sechs Monaten nach Beginn der Ver-
handlungen entschieden werden, so wird sie auf
Verlangen eines oder beider Vertragsstaaten einer
Schiedskommission unterbreitet, deren Zusammen-
setzung durch eine Vereinbarung zwischen den bei-
den Vertragsstaaten bestimmt wird. Das anzuwen-
dende Verfahren wird in der gleichen Weise festge-
legt.

(3) Die Schiedskommission hat den Streitfall
nach den Grundsätzen und dem Geiste dieses
Abkommens zu entscheiden. Ihre Entscheidungen
sind verbindlich und endgültig.

ABSCHNITT V

ÜBERGANGS- UND
SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 44

(1) Aufgrund dieses Abkommens werden Lei-
stungen mit Ausnahme von einmaligen Leistungen
auch für die vor seinem Inkrafttreten eingetretenen
Versicherungsfälle gewährt. Bei der Feststellung
von Leistungen nach diesem Abkommen sind auch
die vor seinem Inkrafttreten zurückgelegten Ver-
sicherungszeiten zu berücksichtigen.

(2) Absatz 1 begründet keinen Anspruch auf Lei-
stungen für Zeiten vor Inkrafttreten dieses Abkom-
mens.

Artikel 45

Die einer Person, die aus politischen oder religiö-
sen Gründen oder aus Gründen der Abstammung
in ihren sozialversicherungsrechtlichen Verhältnis-
sen einen Nachteil erlitten hat, nach den österrei-
chischen Rechtsvorschriften zustehenden Rechte
werden durch dieses Abkommen nicht berührt.

Artikel 46

(1) Dieses Abkommen ist zu ratifizieren. Die
Ratifikationsurkunden sind so bald wie möglich in
Wien auszutauschen.

(2) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des
dritten Monats nach Ablauf des Monats in Kraft, in
dem die Ratifikationsurkunden ausgetauscht wer-
den.

(3) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit
geschlossen. Jeder Vertragsstaat kann es unter Ein-
haltung einer Frist von drei Monaten schriftlich auf
dem diplomatischen Weg kündigen.



124. Stück — Ausgegeben am 10. Juni 1983 — Nr. 305 1537

(4) Im Falle der Kündigung gelten die Bestim-
mungen dieses Abkommens für erworbene Ansprü-
che weiter, und zwar ohne Rücksicht auf ein-
schränkende Bestimmungen, welche die in Betracht
kommenden Systeme für den Fall des Aufenthaltes
eines Versicherten im Ausland vorsehen.

Artikel 47

(1) Mit Inkrafttreten dieses Abkommens tritt das
Abkommen zwischen der Republik Österreich und
dem Spanischen Staat über Soziale Sicherheit vom
23. Oktober 1969 samt Schlußprotokoll in der Fas-
sung des Zusatzabkommens vom 14. November
1979 außer Kraft.

(2) Absatz 1 berührt nicht die vor dem Inkrafttre-
ten dieses Abkommens erworbenen Ansprüche.

ZU URKUND DESSEN haben die Bevollmäch-
tigten beider Vertragsstaaten dieses Abkommen
unterzeichnet.

GESCHEHEN zu Madrid, am 6. November
1981 in zwei Urschriften in deutscher und spani-
scher Sprache, wobei beide Texte in gleicher Weise
authentisch sind.

Für die Republik Österreich:

Dr. Gerald Hinteregger

Für Spanien:

Joaquín Ortega Salinas

S C H L U S S P R O T O K O L L

ZUM ABKOMMEN ZWISCHEN DER
REPUBLIK ÖSTERREICH UND SPANIEN

ÜBER SOZIALE SICHERHEIT

Bei Unterzeichnung des heute zwischen der
Republik Österreich und Spanien geschlossenen
Abkommens über Soziale Sicherheit erklären die
Bevollmächtigten beider Vertragsstaaten, daß Ein-
verständnis über folgende Bestimmungen besteht:

I. Zu Artikel 2 des Abkommens:

1. Absatz 1 Ziffer 1 bezieht sich nicht auf die
österreichischen Rechtsvorschriften über die
Notarversicherung.

2. Absatz 4 gilt nicht für Versicherungslastrege-
lungen.

II. Zu Artikel 4 des Abkommens:

1. Versicherungslastregelungen in Übereinkom-
men mit anderen Staaten bleiben unberührt.
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2. Die Rechtsvorschriften der beiden Vertrags-
staaten betreffend die Mitwirkung der Versi-
cherten und der Dienstgeber in den Organen
der Träger und der Verbände sowie in der
Rechtsprechung in der Sozialen Sicherheit blei-
ben unberührt.

3. Die österreichischen Rechtsvorschriften betref-
fend die Versicherung der bei einer amtlichen
österreichischen Vertretung in einem Drittstaat
oder bei Mitgliedern einer solchen Vertre-
tung beschäftigten Personen bleiben unberührt

4. Die Rechtsvorschriften des österreichischen
Bundesgesetzes vom 22. November 1961 über
Leistungsansprüche und Anwartschaften in der
Pensionsversicherung und der Unfallversiche-
rung aufgrund von Beschäftigungen im Aus-
land sowie die Rechtsvorschriften über die
Berücksichtigung der im Gebiet der ehemaligen
österreichisch-ungarischen Monarchie außer-
halb Österreichs zurückgelegten Zeiten einer
selbständigen Erwerbstätigkeit bleiben unbe-
rührt.

III. Zu Artikel 5 des Abkommens:

Diese Bestimmung bezieht sich nicht auf die Aus-
gleichszulage nach den österreichischen Rechtsvor-
schriften.

IV. Zu Artikel S des Abkommens:

Diese Bestimmungen gelten für den österreichi-
schen Handelsdelegierten und seine Mitarbeiter
entsprechend.

V. Zu Artikel 11 des Abkommens:

Diese Bestimmung gilt in Österreich, soweit es
sich um einen vorübergehenden Aufenthalt handelt,
in bezug auf die Behandlung durch freiberuflich
tätige Ärzte, Zahnärzte und Dentisten nur hinsicht-
lich folgender Personen:

a) Personen, die sich in Ausübung ihrer Beschäf-
tigung in Österreich aufhalten, sowie die sie
begleitenden Familienangehörigen;

b) Personen, die ihre sich in Österreich gewöhn-
lich aufhaltende Familie besuchen;

c) Personen, die sich aus anderen Gründen in
Österreich aufhalten, wenn ihnen eine ambu-
lante Behandlung für Rechnung der für ihren
Aufenthaltsort zuständigen Gebietskranken-
kasse für Arbeiter und Angestellte gewährt
wurde.

VI. Zu Artikel 15 des Abkommens:

In den Fällen des Artikels 13 Absatz 1 zweiter
Satz ist der Ersatz der Aufwendungen für
Anspruchsberechtigte aus der österreichischen Pen-
sionsversicherung aus den beim Hauptverband der
österreichischen Sozialversicherungsträger einlan-
genden Beiträgen zur Krankenversicherung der
Pensionisten zu leisten.
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VII. Zu Artikel 17 des Abkommens:

Absatz 2 erster Halbsatz, aufgrund dessen ein
Träger eines Vertragsstaates keine Leistungen zu
gewähren hat, wenn die nach dessen Rechtsvor-
schriften zurückgelegten Versicherungszeiten nicht
zwölf Monate erreichen, gilt für den zuständigen
spanischen Träger nicht, wenn unter Berücksichti-
gung des Artikels 16 des Abkommens Anspruch auf
Hinterbliebenenleistung nach den spanischen
Rechtsvorschriften besteht.

VIII. Zu den Artikeln 28 bis 30 des Abkommens:

1. Anspruch auf Familienbeihilfen besteht nur,
wenn die Beschäftigung nicht gegen die beste-
henden Vorschriften über die Beschäftigung
ausländischer Dienstnehmer verstößt.

2. Anspruch auf die Familienbeihilfen nach den
österreichischen Rechtsvorschriften besteht
nur, wenn die Beschäftigung oder der gewöhn-
liche Aufenthalt in Österreich mindestens einen
Kalendermonat dauert; eine Anrechnung nach
Artikel 27 findet nicht statt.

3. Anspruch auf die erhöhte Familienbeihilfe für
erheblich behinderte Kinder nach den österrei-
chischen Rechtsvorschriften haben spanische
Staatsangehörige nur für jene Kinder, deren
Wohnort in Österreich liegt.

Dieses Schlußprotokoll ist Bestandteil des
Abkommens zwischen der Republik Österreich und
Spanien über Soziale Sicherheit. Es tritt an demsel-
ben Tag in Kraft wie das Abkommen und bleibt
ebensolange wie dieses in Kraft.

ZU URKUND DESSEN haben die Bevollmäch-
tigten dieses Schlußprotokoll unterzeichnet.

GESCHEHEN zu Madrid, am 6. November
1981 in zwei Urschriften in deutscher und spani-
scher Sprache, wobei beide Texte in gleicher Weise
authentisch sind.

Für die Republik Österreich:

Dr. Gerald Hinteregger

Für Spanien:

Joaquín Ortega Salinas

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 29. April 1983 ausgetauscht; das Abkommen tritt gemäß seinem Art. 46 Abs. 2 am
1. Juli 1983 in Kraft.

Kreisky
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306.
VEREINBARUNG

ZUR DURCHFÜHRUNG DES ABKOM-
MENS ZWISCHEN DER REPUBLIK
ÖSTERREICH UND SPANIEN ÜBER

SOZIALE SICHERHEIT
Auf Grund des Artikels 35 Absatz 1 des Abkom-

mens zwischen der Republik Österreich und Spa-
nien über Soziale Sicherheit vom 6. November
1981 *) — im folgenden als Abkommen bezeichnet
— haben die zuständigen Behörden zur Durchfüh-
rung des Abkommens folgendes vereinbart:

ABSCHNITT I

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1
B e g r i f f s b e s t i m m u n g e n

In dieser Vereinbarung werden die im Abkom-
men angeführten Ausdrücke in der dort festgeleg-
ten Bedeutung verwendet.

Artikel 2

V e r b i n d u n g s s t e l l e n

(1) Verbindungsstellen nach Artikel 36 des
Abkommens sind
in Österreich

für die Kranken-, Unfall- und Pensionsversiche-
rung der Hauptverband der österreichischen
Sozialversicherungsträger,

für die Arbeitslosenversicherung das Landesar-
beitsamt Wien,

für die Familienbeihilfe das Bundesministerium
für Finanzen;

in Spanien

die Nationale Anstalt für Soziale Sicherheit.

(2) Den Verbindungsstellen obliegen die in die-
ser Vereinbarung festgelegten Aufgaben. Bei
Durchführung des Abkommens können sie mitein-
ander sowie mit den beteiligten Personen oder
deren Beauftragten unmittelbar in Verbindung tre-
ten. Sie haben einander bei Durchführung des
Abkommens zu unterstützen.

ABSCHNITT II

DURCHFÜHRUNG DER BESTIMMUNGEN
ÜBER DIE ANZUWENDENDEN RECHTS-

VORSCHRIFTEN

Artikel 3

E n t s e n d u n g e n

In den Fällen des Artikels 7 Absatz 1 des Abkom-
mens ist die Weitergeltung der Rechtsvorschriften

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 305/1983
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des Entsendestaates zu bescheinigen. Die Beschei-
nigung ist

in Österreich

vom Träger der Krankenversicherung,

in Spanien

von der Nationalen Anstalt für Soziale Sicherheit
auszustellen.

ABSCHNITT III

DURCHFÜHRUNG DER BESONDEREN
BESTIMMUNGEN ÜBER DIE EINZELNEN

LEISTUNGSARTEN

Kapitel 1

L e i s t u n g e n b e i K r a n k h e i t , M u t t e r -
s c h a f t u n d T o d ( S t e r b e g e l d )

Artikel 4

Z u s a m m e n r e c h n u n g d e r V e r s i c h e -
r u n g s z e i t e n

Für die Anwendung des Artikels 10 des Abkom-
mens durch einen Träger eines Vertragsstaates hat
die betreffende Person eine Bescheinigung über die
nach den Rechtsvorschriften des anderen Vertrags-
staates in Betracht kommenden Versicherungszei-
ten vorzulegen. Die Bescheinigung ist

in Österreich

vom Träger der Krankenversicherung,

in Spanien

von der Nationalen Anstalt für Soziale Sicherheit
auszustellen.

Artikel 5

G e w ä h r u n g v o n S a c h l e i s t u n g e n b e i
v o r ü b e r g e h e n d e m A u f e n t h a l t

(1) Für die Anwendung des Artikels 11 Absatz 1
des Abkommens ist im Fall eines vorübergehenden
Aufenthaltes dem nach Artikel 14 des Abkommens
in Betracht kommenden Träger zum Nachweis des
Anspruches eine Bescheinigung des zuständigen
Trägers vorzulegen.

(2) Der Träger des Aufenthaltsortes hat die
Krankenkontrolle so durchzuführen, als handle es
sich um einen eigenen Versicherten, und hat den
zuständigen Träger vom Ergebnis der Kontrolle zu
unterrichten.

(3) Wird Krankenhauspflege gewährt, so hat der
nach Artikel 14 des Abkommens in Betracht kom-
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inende Träger dem zuständigen Träger unverzüg-
lich den Tag der Aufnahme in das Krankenhaus
und die voraussichtliche Dauer des Aufenthaltes
sowie den Tag der Entlassung anzuzeigen.

(4) Für die Anwendung des Artikels 11 Absatz 2
des Abkommens ist eine Liste der Körperersatz-
stücke, größeren Hilfsmittel und anderen Sachlei-
stungen von erheblicher Bedeutung dieser Verein-
barung angeschlossen. Sind solche Leistungen
wegen unbedingter Dringlichkeit gewährt worden,
so hat der im Artikel 14 genannte Träger dies
unverzüglich dem zuständigen Träger mitzuteilen.

Artikel 6

G e w ä h r u n g v o n S a c h l e i s t u n g e n be i
d a u e r n d e m A u f e n t h a l t

(1) Für die Anwendung des Artikels 11 Absatz 1
des Abkommens haben im Fall eines dauernden
Aufenthaltes die betroffenen Personen sich bei dem
nach Artikel 14 des Abkommens in Betracht kom-
menden Träger eintragen zu lassen. Zum Nachweis
des Anspruchs ist eine Bescheinigung des zuständi-
gen Trägers vorzulegen, die solange gilt, bis der
Träger des Aufenthaltsortes eine Mitteilung des
zuständigen Trägers über ihren Widerruf erhalten
hat. Der Träger des Aufenthaltsortes hat den
zuständigen Träger über jede Eintragung zu
benachrichtigen.

(2) Absatz 1 ist auf die nach Artikel 13 Absatz 1
zweiter Satz und Absatz 2 des Abkommens betrof-
fenen Personen sowie gegebenenfalls auf deren
Familienangehörige entsprechend anzuwenden.

(3) In den Fällen des Absatzes 1 ist Artikel 5
Absatz 4 entsprechend anzuwenden.

Kapitel 2

L e i s t u n g e n b e i A l t e r , I n v a l i d i t ä t
u n d a n H i n t e r b l i e b e n e

Artikel 7

B e a r b e i t u n g d e r L e i s t u n g s a n t r ä g e

(1) Die zuständigen Träger haben einander
unverzüglich über einen Leistungsantrag, auf den
Abschnitt III Kapitel 2 in Verbindung mit Arti-
kel 38 Absatz 2 des Abkommens anzuwenden ist,
zu unterrichten.

(2) Die zuständigen Träger haben in der Folge
einander auch die sonstigen für eine Leistungsfest-
stellung erheblichen Tatsachen, gegebenenfalls
unter Beifügung ärztlicher Gutachten, mitzuteilen.
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(3) Die Bestätigung der in den Formblättern ein-
getragenen Personalangaben ersetzt die Übermitt-
lung von Originaldokumenten.

(4) Die zuständigen Träger haben einander über
die Entscheidungen im Feststellungsverfahren zu
unterrichten.

Artikel 8

Z a h l u n g v o n P e n s i o n e n

Die zuständigen Träger haben Leistungen bei
Alter, Invalidität und an Hinberbliebene direkt an
die Anspruchsberechtigten zu zahlen.

Artikel 9

S t a t i s t i k e n

Die zuständigen Träger haben der für sie in
Betracht kommenden Verbindungsstelle eine jähr-
lich zu erstellende Statistik über die in den anderen
Vertragsstaat nach Artikel 8 vorgenommenen Zah-
lungen zu übermitteln. Diese Statistiken sind von
den Verbindungsstellen auszutauschen.

Kapitel 3

L e i s t u n g e n b e i A r b e i t s u n f ä l l e n u n d
B e r u f s k r a n k h e i t e n

Artikel 10

G e w ä h r u n g v o n S a c h l e i s t u n g e n

In den Fällen des Artikels 22 Absatz 1 des
Abkommens sind die Artikel 5 und. 6 entsprechend
anzuwenden.

Artikel 11

Z a h l u n g v o n R e n t e n , S t a t i s t i k e n

Auf Renten sind die Artikel 8 und 9 entspre-
chend anzuwenden.

Kapitel 4

L e i s t u n g e n b e i A r b e i t s l o s i g k e i t

Artikel 12

Z u s a m m e n r e c h n u n g d e r V e r s i c h e -
r u n g s z e i t e n

(1) In den Fällen des Artikels 24 des Abkommens
legt der Betreffende dem in Betracht kommenden
Träger eine Bescheinigung über die Versicherungs-
zeiten vor, die er nach den Rechtsvorschriften des
anderen Vertragsstaates zurückgelegt hat.

(2) Die. Bescheinigung wird auf Antrag des
Betreffenden von dem im Artikel 4 bezeichneten
Träger ausgestellt.
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(3) Hat der Betreffende eine Bescheinigung nach
Artikel 4 bereits vorgelegt, so hat der in Betracht
kommende Träger den Träger, dem diese Beschei-
nigung vorgelegt wurde, um Bekanntgabe der dort
nachgewiesenen Versicherungszeiten zu ersuchen.

(4) Legt der Betreffende die Bescheinigung nach
Absatz 1 nicht vor, so kann der in Betracht kom-
mende Träger des einen Vertragsstaates den
zuständigen Träger des anderen Vertragsstaates
um Ausstellung und Übersendung der Bescheini-
gung ersuchen.

K a p i t e l 5

F a m i l i e n b e i h i l f e n

Artikel 13

N a c h w e i s d e r W a r t e z e i t e n

Zum Nachweis zurückgelegter Wartezeiten
gemäß Artikel 27 des Abkommens haben die
zuständigen Träger entsprechende Bescheinigun-
gen auszustellen, aus denen der Zeitpunkt und die
Dauer jener Zeiten ersichtlich sind, die in ihrem
Gebiet zurückgelegt wurden.

Artikel 14

F a m i l i e n s t a n d s b e s c h e i n i g u n g e n

(1) Für die Erlangung der Familienbeihilfen
haben in Österreich die Finanzämter und in Spa-
nien die Nationale Anstalt für Soziale Sicherheit
Bescheinigungen auszustellen, aus denen die per-
sönlichen Daten des Dienstnehmers und seiner
Kinder, für die Familienbeihilfen beansprucht wer-
den, hervorgehen. Diese Bescheinigungen haben
auch den Ort des ständigen Aufenthaltes der Kin-
der, ihren Familienstand und ein allfälliges eigenes
Einkommen der Kinder zu beinhalten.

(2) Diese Bescheinigungen haben eine Gültigkeit
von einem Jahr ab ihrer Ausstellung.

Artikel 15

B e s c h e i n i g u n g ü b e r g e w ä h r t e F a m i -
l i e n b e i h i l f e n

Der zuständige Träger jedes Vertragsstaates
stellt auf Verlangen eine Bescheinigung über die
von ihm gewährten Familienbeihilfen aus, sofern
die Bescheinigung erforderlich ist, um in dem ande-
ren Vertragsstaat einen Anspruch auf Familienbei-
hilfen geltend zu machen. Diese Bescheinigung hat
zu enthalten:

a) die Vor- und Zunamen der Kinder, für wel-
che Familienbeihilfen gewährt wurden,

b) den Zeitraum, für welchen Familienbeihilfen
gewährt werden, und

c) den Betrag der gewährten Familienbeihilfen.
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ABSCHNITT IV

FINANZIELLE BESTIMMUNGEN

Artikel 16

Für die Durchführung der Artikel 15 und 22
Absatz 3 des Abkommens ¡st der Anspruch auf
Erstattung der Kosten von Sachleistungen nach
Abschluß des Leistungsfalles oder für jedes Kalen-
derhalbjahr geltend zu machen und binnen zwei
Monaten nach Eingang der Forderung zu erfüllen.

ABSCHNITT V

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 17

F o r m b l ä t t e r

Soweit in dieser Vereinbarung Bescheinigungen
vorgesehen sind, werden die entsprechenden Form-
blätter von den in Betracht kommenden Verbin-
dungsstellen festgelegt.

Artikel 18

I n k r a f t t r e t e n

Diese Vereinbarung tritt gleichzeitig mit dem
Abkommen in Kraft.

GESCHEHEN zu Wien, am 8. April 1983 in
zwei Urschriften in deutscher und spanischer Spra-
che, wobei beide Texte in gleicher Weise authen-
tisch sind.

Für die Österreichische Seite:

Dr. Schuh e. h.
Dr. Wohlmann e. h.

Für die spanische Seite:

Pan de Soraluce y Olmos e. h.

A N L A G E

Liste der Körperersatzstücke, größeren Hilfsmittel
und anderen Sachleistungen von erheblicher Bedeu-

tung (Artikel 5 Absatz 4)

1. Körperersatzstücke, orthopädische Apparate
und Stützapparate einschließlich gewebebe-
spannter orthopädischer Korsette nebst
Ergänzungsteilen, Zubehör und Werkzeu-
gen;

2. orthopädische Maßschuhe, gegebenenfalls
mit dem dazugehörigen Normalschuh (nicht
orthopädisch);

3. Kiefer- und Gesichtsplastiken, Perücken;
4. Modellabdrucke (Nachbildungen der ver-

schiedenen Körperteile), die benutzt werden,
um die unter den Ziffern 1 bis 3 genannten
Gegenstände richtig anzupassen;
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5. Kunstaugen, Kontaktschalen, Vergröße-
rungsbrillen und Fernrohrbrillen;

6. Hörgeräte, namentlich akustische und pho-
netische Geräte;

7. Zahnersatz (festsitzender und herausnehm-
barer) und Verschlußprothesen der Mund-
höhle;

8. Krankenfahrzeuge, Rollstühle sowie andere
mechanische Fortbewegungsmittel;

9. Erneuerung der unter den Ziffern 1 bis 8
genannten Gegenstände;

10. Blindenführhunde;
11. ärztliche Behandlung und Pflege in Gene-

sungs- und Erholungsheimen sowie Heilstät-
ten;

12. Maßnahmen der medizinischen und berufli-
chen Wiedereingliederung;

13. alle übrigen Heilbehelfe, Hilfsmittel und
ähnliches, deren Anschaffungskosten in
Österreich 5000 Schilling, in Spanien
25000 Peseten übersteigen.

Die Vereinbarung tritt gemäß ihrem Art. 18 am 1. Juli 1983 in Kraft.

Kreisky


